
.. 
JI- 111:3 der Beilagen zu den 5tenogra~rischen Protokollen des Nationalrates 

Nr.61f't lJ 

1976 -07- 12 

--- XIV. Gesetzgebungsperiode . . 

der Abgeordneten Dr.I.anner 

und Genossen 

an den Bundesmi~ister für Verkehr 

betreffend Gesprächsf?,ebührenentwicklung- Eür Fernsprechteil­

nehmer in Orten bis zu 5.000 Einwohnern 

In Ihrer sch:-:iftlichen Anblort auf die Anfraae der Abaeord­

neten Dr.Lanner Ul1d Genossen, Nr. 2082/J,vom 1975 04 29 be­

t:reffend "üherdurchscbni ttliche Erhöhun~ der Telefongrund­

gebühren im ländlichen Raum" erklärten Sie, daß die Mehrbe­

lastung der Telefonteilnehmer in Orten bis zu 5.000 Einwoh­

nern nicht allein aus der überdurchschnittlichen Grundge­

bUhrenentwicklung berechnet werden könnte, sondern daß auch 

die Sprechgebührenentwicklung einbezogen werden müßte .. DU'rch 

,die Novelle zum Fernmelde~ebühren~esetz, BGB1. Nr.118/1974, 

wurde die bisher bestandene Staffelung der Fernsprechgrund­

gebühren entsprechend der Anzahl, der in einem Ortsnetz er­

richteten Fernsprechhauptanschlüsse im Hinblick auf die \1011-

automatisierung des Telefonnetzes aufqehoben. Da,ransentstand 

ein jährlicher Mehraufwand f~r die Grundgeblihr bei Einzelan­

schlUssen Von insgesamt S 900,- und bei TeilanschlUssen von 

S 300,-. 

Statistischen Unterla~en ist zu entnehmen, daß die Fernsprech-, 

gebühreneinnahmen auf~rund der gestiegenen Grundgebühren von 

902 Mio.S im Jahr 1974 auf 1.436 Mio.S im Jahre 1975 aewach­

sen sind, was einer Zunahme um etwa 60 % ~leichkommt. 

Wie Sie am 26. Juni 1975 ausführten, haben Sie versucht, "die aus 

der Tarifregelung gerade für diese Teilnehmerkreise entstehen­

den Belastungen in en~en Grenzen zu halten", incem Sie 
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die FernsprechgebUhren innerhalb der für Orte 

bis 5.000 Einwohner überaus wichtiaen Zohe I geringer als 

in anderen Relationen anqehoben haben. 

- 2 -

Da bereits mehr als 1 Betriebsjahr seit der letzten Neureqe­

lung der Fernmeldegebühren ; abgelaufen jst., richten die unter­

fertigten Abgeordneten an den Bundesml~ister für Verkehr 

folgende 

A n fra Q e: 

1.) Welche Ergebnisse haben die von Ihnen in Aussicht ae­

stellten Verkehrsmessungen erhracht, die - Ihre Aussagen 

nach-Voraussetzunq dafür sind, daß ~enaue Feststellungt:!il 

über dieSprechqebührenentwicklung oetroffen werden können? 

2.) Wie hoch ist in~o/esamt die jährliche Mehr~elastung der Tele­

fonteilnehmer in Orten bis zu 5.000 Ein"Tohnern, die durch 

die Novelle zum Fernmeldegehührenqesetz und die darni t ver­

bundenen Tarifanhebungen verursacht wurde? 

3.) Wirdanläßlich der nächsten Gebührenreqelung neben der von 

Ihnen in der Fragestunde vom 10.Juni 1976 in l\.ussicht cre­

stell ten H~·glichkei tj.: die Telefonanschh1ßgebühren iI'\ 12 

Jahresraten zu leisten, auch die im Pnternehmensplan 

der österreichischen Post- und Tel~graph2nverwaltuna in 

A.ussicht genommene Angleichung des Tarifes der Zone I an 

die Ortssprechgebühr vorgenom .. men? 
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